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1. Die Verhandlungen werden im Geheimen geführt. Außer den Delegationen der USA und der EU sitzen rund weitere 600 Vertreter von Lobbyverbänden am Tisch, um die Wünsche ihrer Firmen einzubringen. Gewerkschaften und Umweltverbände sind nicht zugelassen. EU-Parlamentarier, nationale Regierungen und Parlamentarier der nationalen Parlamente erhalten keinen Einblick in konkrete Textpassagen.
Einerseits arbeiten Lobbyisten die Verträge mit aus, andererseits sind Bürger und die oben genannten Verbände  komplett ausgeschlossen.
Ist dies für Sie ein vertretbares Verfahren auch für künftige Abkommen?



Für die Beantwortung unserer Fragen wären wir Ihnen dankbar!

Mit freundlichen Grüßen, 

Robert Schramm und Wolfgang Jöckle

Vorsitzende des ÖDP-Gemeindeverbandes Bellheim




						         Bellheim, den 26.01.2015


	


An die Herren Bundestagsabgeordneten aus dem Wahlkreis Südpfalz





Dr. Thomas Gebhardt MdB


Zweibrücker Straße 16


76829 Landau





Thomas Hitschler MdB


Karl-Sauer-Str. 8


76829 Landau





Dr. Tobias Lindner MdB


Weißquartierstr. 48


76829 Landau





Betr.:  Bitte um Ihre Stellungnahme zur geplanten Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (Transatlantic Trade and Investment Partnership - TTIP)


Das Transatlantische Freihandelsabkommen  ist ein aktuell verhandeltes � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Freihandelsabkommen" \o "Freihandelsabkommen" �Freihandels-�und � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Investitionsschutzabkommen" \o "Investitionsschutzabkommen" �Investitionsschutzabkommen� in Form eines � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/V%C3%B6lkerrechtlicher_Vertrag" \o "Völkerrechtlicher Vertrag" �völkerrechtlichen Vertrags� zwischen der � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_Union" \o "Europäische Union" �Europäischen Union�, den � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Vereinigte_Staaten" \o "Vereinigte Staaten" �USA� und weiteren Staaten. Die detaillierten Vertrags-bedingungen werden seit Juli 2013 von Vertretern der � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_Kommission" \o "Europäische Kommission" �Europäischen Kommis-sion� und der US-Regierung ausgehandelt. 


Laut den Verhandlungspartnern ist der Abbau von � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Nichttarif%C3%A4res_Handelshemmnis" \o "Nichttarifäres Handelshemmnis" �Handelshemmnissen� das Ziel von TTIP. Diese Beseitigung fördere das Wachstum und senke Kosten für Unternehmen in der EU und den Vereinigten Staaten. 


Unsere Fragen an Sie lauten: 


Ziel des Abkommens ist es angeblich, durch Abbau von Handelshemmnissen mehr Wachstum zu generieren. Wie soll aber dauerhaftes Wachstum generiert werden, wenn eigentlich keine neuen Märkte erschlossen werden, sondern „nur“  Marktanteile zu international agierenden Konzernen verschoben werden?  


Zwar glaubt man durch Beseitigung von Handelshemmnissen Wachstum zu erzielen.  Das wird aber nur für internationale Konzerne zutreffen, nicht jedoch für mittlere und kleine Betriebe, die nur regional, höchsten national tätig sind.  Das heißt: Hochautomatisierte Konzerne werden durch TTIP  gegenüber kleineren Unternehmen, die immer noch auf höheren Personaleinsatz angewiesen sind, bevorzugt. Werden somit Arbeitsplätze geschaffen oder eher vernichtet? 


Um Handelshemmnisse zu beseitigen, ist eine große Anpassung aller EU- und US-Standards notwendig. �Wie kann eine Aufweichung oder gar ein Wegfall von errungenen Gesetzen in den Bereichen Verbraucherschutz, Umweltschutz, Gesundheit, Arbeit und Soziales verhindert werden?


Schiedsgerichte sollen über Schadensersatzansprüche von Unternehmen wegen entgangener Gewinne entscheiden können. Dabei wird eine unabhängige � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Rechtsbehelf" \o "Rechtsbehelf" �gerichtliche Überprüfung� nicht zugelassen.


D.h.: Das Recht gegen Unternehmen zu klagen, wenn man die eigene Gesundheit gefährdet sieht, ist somit abgeschafft. Steht also „Gewinnschutz für Unternehmen“ über dem Gesundheitsschutz der Bürger? 








